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3 2 4 . Kundmachung: Ratifikation der Vereinbarung über die Anwendung des Europäischen Über-
einkommens über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit durch
Italien

3 2 5 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über das auf Straßenverkehrsunfälle
anzuwendende Recht durch die Tschechoslowakei

326. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über die Legitimation durch nachfolgende
Ehe durch die Türkei

3 2 7 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich und dem
Außenminister der türkischen Republik zur Änderung des Abkommens
zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie der Repu-
blik Österreich und dem Außenminister der türkischen Republik über den
internationalen Straßentransport

3 2 8 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und der
Regierung der Republik Türkei andererseits über die Anerkennung von
Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich

3 2 9 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Ministerium für Wirtschaft und Außenhandel, Regierung der Volksrepublik
Bangladesh, andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über den
Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren zum Zwecke der
zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

324. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 17. Juni 1976 betreffend die Ratifika-
tion der Vereinbarung vom 17. Dezem-
ber 1962 über die Anwendung des Euro-
päischen Übereinkommens über die inter-
nationale Handelssdiedsgerichtsbarkeit durch

Italien
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Europarates hat Italien seine Ratifikations-
urkunde zur Vereinbarung über die Anwen-
dung des Europäischen Übereinkommens über
die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit
(BGBl. Nr. 19/1965, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 40/1976)
am 10. Mai 1976 hinterlegt.

Die genannte Vereinbarung tritt gemäß ihrem
Art. 4 am 9. Juni 1976 für Italien in Kraft.

Kreisky

325 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 18. Juni 1976 betreffend die Ratifika-
tion des Übereinkommens vom 4. Mai 1971
über das auf Straßenverkehrsunfälle anzu-
wendende Recht durch die Tschechoslowakei

Nach Mitteilung des Ministeriums der Aus-
wärtigen Angelegenheiten der Niederlande hat

die Tschechoslowakei am 12. Mai 1976 ihre
Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über
das auf Straßenverkehrsunfälle anzuwendende
Recht (BGBl. Nr. 387/1975, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 607/
1975) hinterlegt.

Kreisky

326 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 18. Juni 1976 betreffend die Ratifika-
tion des Übereinkommens vom 10. Sep-
tember 1970 über die Legitimation durch

nachfolgende Ehe durch die Türkei

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundes-
rates hat die Türkei ihre Ratifikationsurkunde
zum Übereinkommen über die Legitimation
durch nachfolgende Ehe, BGBl. Nr. 102/1976,
am 2. April 1976 hinterlegt. Der Ratifikations-
urkunde waren folgende Vorbehalte ange-
schlossen:

„Die Republik Türkei erklärt gemäß Ar-
tikel 2 Buchstaben a, b und c, daß sie sich das
Recht vorbehält, die Legitimation nicht als
wirksam anzusehen:
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a) wenn bewiesen ist, daß das Kind nicht
von denjenigen abstammt, die es legitimiert
haben;

b) wenn die auf türkischem Hoheitsgebiet
geschlossene Ehe nach türkischem Recht
nicht zustande gekommen oder nichtig ist;

c) wenn die Ehe eines türkischen Staats-
bürgers nach türkischem Recht nicht zu-
stande gekommen oder nichtig ist."

Kreisky

327.

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Außen-
minister der türkischen Republik zur Ände-
rung des Abkommens zwischen dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie
der Republik Österreich und dem Außen-
minister der türkischen Republik über den

internationalen Straßentransport

Das Bundesministerium für Verkehr der Repu-
blik Österreich und der Außenminister der tür-
kischen Republik sind wie folgt übereingekom-
men:

I. Artikel 6 des Abkommens wird wie folgt ge-
ändert:

Paragraph 2 des Artikels 6 entfällt.
Paragraph 3 des Artikels 6 hat zu lauten:

2. Bin Ausweis eines Staates berechtigt zur
Ausübung von Beförderungen nach und aus
dem anderen Staat sowie zum Transit durch
diesen Staat.

Paragraph 4 des Artikels 6 erhält die Be-
zeichnung Paragraph 3.

II. Artikel 9 wird wie folgt geändert:
Auf der Rückfahrt dürfen mit den Fahr-

zeugen Güter im anderen Land aufgenommen
werden, die für das eigene Land bestimmt
sind, wenn mit demselben Fahrzeug Güter
vom eigenen Land in das andere Land beför-
dert worden sind.

Wenn beabsichtigt list, mit dem Fahrzeug des
einen Landes Güter vom anderen Land in
dritte Länder zu befördern, ist eine Sonder-
genehmigung der zuständigen Behörde des
anderen Landes erforderlich.

Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
Unterzeichnung in Kraft.

Dieses Abkommen kann entsprechend Ar-
tikel 16 des Abkommens zwischen dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie und
dem Außenminister der türkischen Republik
über den internationalen Straßentransport ge-
kündigt werden.
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Geschehen in Ankara am 6. Mai 1976, in
zweifacher Ausfertigung in englischer Sprache.

Der Leiter der österreichischen Delegation:

Dr. Herbert Metzner eh.

Der Leiter der türkischen Delegation:
Behiç Hazar eh.

Das Abkommen tritt gemäß seinem drittletzten Absatz am 5. Juli 1976 in Kraft.

Kreisky

328.

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-
reich einerseits und der Regierung der Re-
publik Türkei andererseits über die An-
erkennung von Zeugnissen über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder

zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

Artikel 1

Die Regierung der Republik Türkei bestätigt,
daß zur Ausstellung von Zeugnissen über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoller-
mäßigten Einfuhr nach Österreich das Handels-
ministerium ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes) :
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genann-
ten Formblattes) :
„Hiemit wird auf Grund der durchgeführ-
ten Kontrollen bescheinigt, daß die in die-
sem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
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werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und der
Türkei sind.

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Die Regierung der Republik Türkei wird jede
Änderung bezüglich des im Artikel 1 genannten
Handelsministeriums dem Bundesminister für Fi-
nanzen der Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Die Regierung der Republik Türkei leistet bei
der Prüfung der Richtigkeit und Ordnungsmäßig-
keit der Zeugnisse den österreichischen Behörden
über deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach Un-
terzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer von
zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit ver-
längert sich jeweils um ein weiteres Jahr, sofern
sie nicht durch eine der Vertragsparteien sechs
Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 20. Mai 1976 in
zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Hugo Michitsch
Sektionsrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Für die Regierung der Republik Türkei:
Alaattin Taluy

a. o. und bev. Minister
Geschäftsträger a. i.

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 1. Juli 1976 in Kraft.
Kreisky
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329.

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-
reich einerseits und dem Ministerium für
Wirtschaft und Außenhandel, Regierung
der Volksrepublik Bangladesh, andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Das Ministerium für Wirtschaft und Außen-
handel der Regierung der Volksrepublik Bangla-
desh bestätigt, daß zur Ausstellung von Zeug-
nissen über den Ursprung und die handwerkliche
Herstellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach Öster-
reich folgende Stellen ermächtigt sind:
Export Promotion Bureau, Bangladesh.
Bangladesh Small Industries Corporation.
Customs authorities of Bangladesh.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellugen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes):
„Hiemit wird auf Grund der durchgeführ-
ten Kontrollen bescheinigt, daß die in
diesem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und
Bangladesh sind.

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
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sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Die Außenhandelsabteilung, Regierung der
Volksrepublik Bangladesh, wird jede Änderung
bezüglich der im Artikel 1 genannten Stellen
dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Die Außenhandelsabteilung, Regierung der
Volksrepublik Bangladesh, leistet bei der Prü-
fung der Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit der
Zeugnisse den österreichischen Behörden über
deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt zehn Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Dacca, am neunundzwanzig-
sten April eintausendneunhundertsechsundsiebzig
in zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für das Wirtschaftsministerium, Regierung der
Volksrepublik Bangladesh:

Mr. M. Nurun Nabi Chowdhury
Joint Secretary

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie

und
für den Bundesminister für Finanzen der

Republik Österreich:

Seine Exzellenz Dr. Wolfgang Schallenberg
Botschafter

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 8. Juli 1976 in Kraft.

Kreisky


